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E
rst unlängst sendete der
Deutschlandfunk zwei Beiträge
zum Thema „politische Kor-

rektheit“: „Die Grenze des Sagbaren“
und „Sprach-Zensur oder sprachliche
Zivilisation“; und der Deutsche Hoch-
schulverband stellte den DHV-Tag 2017
unter das Thema „Political correctness
vs. Freiheit der Wissenschaft?“. Diese
Beispiele verweisen auf eine neu ent-
fachte Debatte um die politische Rolle
von Sprache – in der Gesellschaft wie
auch in der Wissenschaft. 

„PC“ als Chiffre
Dabei wird übersehen, dass „PC“ nicht
so sehr als Selbstidentifikation derer
fungiert, für die ein differenzsensibler
Sprachgebrauch, der Abbau von sprach-
lich verfestigtem Alltagsrassismus und
eine kritische Reflexion etablierter Ka-

nons selbstverständlich ist: Vielmehr
wurde der Begriff vor allem in den USA
seit den 1980er Jahren von Konservati-
ven gegen die kritischen Debatten um
universitäre Lehrpläne gebraucht. Diese
antagonistische Verwendung findet ihre
Fortsetzung in der gegenwärtigen Dis-
kussion. Vor allem in Deutschland hat
der Ausdruck zunehmend die Funktion
einer Chiffre für äußerst heterogene po-
litische und kulturelle Anliegen, wird
ohne Differenzierung vor allem von de-
ren Kritikern benutzt und droht zu ei-
nem Gegenkonzept eines ebenso wenig
differenzierten Konzepts von Wissen-
schaftsfreiheit stilisiert zu werden. 

Die konstruierte Opposition zwi-
schen „politisch korrekten“ Anliegen und
„wissenschaftlicher Freiheit“ und die ver-
einfachte Subsummierung sehr unter-
schiedlicher Forderungen als „politisch
korrekt“ führen letztlich dazu, dass zen-
trale politische, kulturelle und wissen-
schaftliche Anliegen, wie z.B. Gleichstel-
lung, kulturelle und epistemische Plurali-
tät und nichtdiskriminierende Sprache,
in der Diskussion keine angemessene Be-
rücksichtigung finden. Auf den Zusam-
menhang von Sprache, Wahrnehmung
und Verhalten hat u.a. Elisabeth Wehling
hingewiesen (F&L 4/16). Darüber hi-
naus geht es um drei für Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler zentrale As-
pekte: Um die universitäre Lehre, um die
Berücksichtigung marginalisierter
Sprechpositionen und um das Verhält-
nis von Wissenschaft und Gesellschaft.

Universitäre Lehrinhalte
Die Diskussion um universitäre Lehrin-

halte war bereits in den 1980er und
1990er Jahren Teil der Auseinanderset-
zungen. Die sog. Canon Wars in den
USA stellten mit der Forderung nach
Öffnung des Kanons für Werke von
Frauen und ethnischen Minoritäten
auch die Frage nach den Kriterien „be-
deutsamer“ Literatur und der kulturel-
len Funktion des Kanons. Dies war
nicht zuletzt eine Debatte um das
Selbstverständnis einer multikulturellen
Gesellschaft. Damals wie heute geht es
nicht um eine Einschränkung der Lehr-
freiheit. Vielmehr geht es um die Not-
wendigkeit, die Auswahl und Art der
Studieninhalte im wissenschaftlichen
Dialog immer wieder neu zu reflektie-
ren und zu diskutieren. 

Marginalisierte Sprech -
positionen

Damit eng verbunden ist die Frage nach
den an dieser Diskussion Beteiligten.
Die Gegenüberstellung von „politischer
Korrektheit“ und „Freiheit der Wissen-
schaft“ übersieht die Machtstrukturen,
die diese Debatte rahmen, und das
Machtgefälle zwischen den Beteiligten.
Diese Strukturen, dies sei betont, recht-
fertigen selbstverständlich nicht Veran-
staltungsverhinderungen oder gar Diffa-
mierungen Einzelner in den sozialen
Medien. Aber sie zeigen, dass der Zu-
gang zu der gegenwärtigen Diskussion –
gerade auch auf hochschulpolitischer
Ebene – bislang nicht allen gleicherma-
ßen offensteht. Dies betrifft vor allem
Angehörige marginalisierter Gruppen,
deren Anliegen überhaupt erst zur De-
batte um „politische Korrektheit“ führ-
ten. Wenn der vermeintlich politischen
Voreingenommenheit der „politischen
Korrektheit“ die „Objektivität von Wis-
senschaft“ gegenübergestellt wird, dann
geht dabei eine wichtige, in Kanada und
den USA selbstverständliche, Einsicht
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verloren, die pointiert formuliert wird
im Mission Statement des March for
Science: „We acknowledge that society
and scientific institutions often fail to
include and value the contributions of
scientists from underrepresented
groups. Systems of privilege influence
who becomes a part of the science com-
munity, what topics we study, and how
we apply our work in creating new
technologies and crafting policy“. Bei
allen gegenwärtigen Kontroversen an
nordamerikanischen und britischen
Universitäten ist dies eine Basis, auf der
gemeinsam agiert werden kann, eine
Basis, die in der deutschen Debatte
nach wie vor fehlt. 

Wissenschaft und Gesellschaft
Hier zeigt sich deutlich die enge Verzah-
nung wissenschaftlicher Institutionen
mit gesellschaftlichen Strukturen und
Belangen. Wissenschaft ist kein von der
Gesellschaft abgeschotteter Bereich,
sondern sie steht zu ihr in einem kom-
plexen Wechselverhältnis; ihre Themen
sind weder gesellschaftlich diktiert, noch

sind sie von ihr unabhängig. Insbeson-
dere die Geistes- und Sozialwissenschaf-
ten bieten keine unverrückbaren Wahr-
heiten, sondern Analyse-, Erklärungs-
und Interpretationsmodelle für gesell-
schaftliche und politische Probleme an.
Sie tun jedoch gut daran, sich nicht als
objektive Beobachter zu verstehen, son-
dern ihre privilegierte Distanz als Ver-
antwortung zu begreifen, gesellschaftli-
che Anregungen zu einer Selbstreflexion
zu nutzen, die wiederum in die Gesell-
schaft zurück wirken kann. Die Aufar-
beitung der deutschen Kolonialge-
schichte in Südwest- und Ostafrika und
ihrer lokalen Manifestationen durch
Gruppen wie „Decolonize Bremen“ und
„Postcolonial Potsdam“ sowie Bestre-
bungen wie die Umbenennung von Stra-
ßen oder Stadtvierteln in Berlin und an-
deren Städten haben zu kontroversen
gesellschaftlichen Diskussionen geführt
– hier geht es jedoch nicht ausschließ-
lich um historische Aufarbeitung oder
um Repräsentations- und Erinnerungs-
politik, sondern auch um Vermeidung
herabwürdigender Sprache, die sich u.a.

durch Sklaverei, Kolonialismus und aus
weißem Hegemonialdenken entwickelt
hat. Und es geht um eine notwendige
Reflexion der Geschichte von Diszipli-
nen und der Analyse von für selbstver-
ständlich genommenen Wissens- und
Erkenntniskategorien in den Geistes-
und Sozialwissenschaften. Hier geht es
nicht um „politische Korrektheit“; hier
geht es um umfassende gesellschaftliche
Verantwortung.

Die Freiheit der Wissenschaft ist
nicht durch „politische Korrektheit“ ge-
fährdet, sondern durch die systemati-
sche Verschulung, durch Management-
strukturen, die Unterfinanzierung der
Universitäten, die Abhängigkeit von
Drittmitteln und von „impact factors“,
die budgetarmer Forschung keine Aner-
kennung zollen. Dies betrifft vor allem
die Geistes- und Sozialwissenschaften,
deren Berechtigung zunehmend an
quantifizierbarer Relevanz gemessen
wird. Gesellschaftliche Anliegen und ih-
re Manifestationen in den Universitäten
fordern die Wissenschaft heraus; sie ge-
fährden nicht ihre Freiheit.
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